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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 29. April 2021 

 
 
Der Bundesgesetzgeber durfte der Zollverwaltung gemäß Art. 87 
Abs. 3 Satz 2 GG die Prüfung der Einhaltung der Pflichten eines 
Arbeitgebers nach § 20 MiLoG übertragen. 
Transportunternehmen mit Sitz im Ausland, deren Arbeitnehmer im 
Inland tätig sind, sind verpflichtet, eine Überprüfung der tatsächlich 
im Inland verrichteten Arbeiten nach dem MiLoG zu dulden. 
 
Zum Urteil siehe auch die Pressemitteilung 015/21. 
 
 
 
 
 
 
 

Erste Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender 
Arbeitnehmerentsendung ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des aufnehmenden Unternehmens, der der Arbeitnehmer im 
Rahmen eines eigenständigen Arbeitsvertrags mit dem 
aufnehmenden Unternehmen für die Dauer der Entsendung 
zugeordnet ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Sog. Von-bis-Werten in der Zulassungsbescheinigung Teil I kommt 
nur insoweit Bindungswirkung für die Festsetzung der 
Kraftfahrzeugsteuer zu, als die vorgegebenen Mindestwerte nicht 
unterschritten bzw. die Höchstwerte nicht überschritten werden 
dürfen. 
Zur Zulässigkeit von Entscheidungen aufgrund einer Beratung im 
Rahmen einer Videokonferenz. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 014/21.  
 
 
 
 
 
 

Urteil VII R 34/18: 
Übertragung von 
Prüfungsbefugnissen 
nach dem MiLoG auf 
die Zollverwaltung - 
Anwendbarkeit des 
MiLoG auf 
ausländische 
Transportunternehmen 
 
 
18. August 2020 
 

Urteil VI R 21/18: Erste 
Tätigkeitsstätte bei 
grenzüberschreiten-
der Arbeitnehmerent-
sendung nach neuem 
Reisekostenrecht 
 
 
 
 
 
17. Dezember 2020 
 

 

 

Urteil IV R 35/19: 
Bindungswirkung von 
sog. Von-bis-Werten in 
einer Zulassungsbe-
scheinigung; 
Entscheidung 
aufgrund Beratung im 
Rahmen einer 
Videokonferenz 
 
10. Februar 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110068/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/pruefungsbefugnisse-der-zollverwaltung-nach-dem-mindestlohngesetz-gegenueber-auslaendischen-arbeitgebern/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110063/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gerichtliche-entscheidungen-aufgrund-einer-beratung-im-rahmen-einer-videokonferenz/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil III R 73/18: Anrechnung von nicht im EU-Ausland beantragten 
Familienleistungen auf Kindergeld nach deutschem Recht 
09. Dezember 2020 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 013/21. 
 
Urteil VI R 50/18: Kein Ansatz von pauschalen Kilometersätzen bei 
Benutzung von regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln i.S. des 
BRKG 
11. Februar 2021 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 40/19: KraftStG: Keine Steuerbefreiung für Beförderung zu 
Tagespflege 
17. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil IV R 41/19: Steuerbefreite Krankenbeförderung bei ärztlicher 
Verordnung 
17. Dezember 2020 
Zum Urteil 
 

 
Rechtsprechung im Blog 

 

Abzug des beim Tod des Steuerpflichtigen noch nicht berücksichtigten 
Teils der Erhaltungsaufwendungen i.S. von § 82b EStDV 

Hat der Steuerpflichtige größere Erhaltungsaufwendungen nach § 82b EStDV auf 
mehrere Jahre verteilt und verstirbt er innerhalb des Verteilungszeitraums, ist der 
noch nicht berücksichtigte Teil der Erhaltungsaufwendungen im Veranlagungsjahr 
des Versterbens als Werbungskosten im Rahmen seiner Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung abzusetzen (entgegen R 21.1 Abs. 6 Sätze 2 und 3 
EStR 2012). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten darüber, ob noch nicht berücksichtigte 
Erhaltungsaufwendungen i.S. des § 82b der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung (EStDV) im Todesjahr 2016 (Streitjahr) in einer 
Summe beim Erblasser abziehbar sind oder die Verteilung nach § 82b EStDV 
beim Erben fortgeführt wird. 

Der Ehemann der Klägerin verstarb am 12. Januar 2016. Im Streitjahr wurde die 
Klägerin mit ihrem verstorbenen Ehemann zusammen zur Einkommensteuer 
veranlagt. Der verstorbene Ehemann der Klägerin war Eigentümer eines mit 
einem Zweifamilienhaus bebauten Grundstücks (ZFH). Aus diesem erzielte er 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110062/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/anrechnung-von-nicht-im-eu-ausland-beantragten-familienleistungen-auf-deutsches-kindergeld/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110067/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110065/
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In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr erklärte die Klägerin für 
ihren verstorbenen Ehemann Einkünfte aus dem ZFH für den Zeitraum vom 01. 
Januar 2016 bis zum 12. Januar 2016. Als Werbungskosten gab sie den zum 
Zeitpunkt des Todes noch nicht berücksichtigten Teil der 
Erhaltungsaufwendungen an. 

Das Finanzamt berücksichtigte in dem Einkommensteuerbescheid für 2016 
Erhaltungsaufwendungen lediglich in der Höhe, die dem auf den Monat Januar 
entfallenden Anteil der an sich für 2016 angefallenen Jahresbeträge entsprach. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

In der als Personensteuer ausgestalteten Einkommensteuer ist nur der 
Steuerpflichtige, der die Aufwendungen getragen hat, nach § 2 Abs. 1 
Einkommensteuergesetz (EStG) Zurechnungssubjekt der von ihm erzielten 
Einkünfte. Der bislang nicht berücksichtigte Teil der Aufwendungen kann daher 
nur im Veranlagungszeitraum des Versterbens berücksichtigt werden. Ansonsten 
kann die beim Steuerpflichtigen mit dem Abfluss der Aufwendungen erfolgte 
Minderung seiner steuerlichen Leistungsfähigkeit nicht im Rahmen der ihn 
betreffenden Steuerveranlagungen abgebildet werden. Verstirbt der 
Steuerpflichtige innerhalb des Verteilungszeitraums nach § 82b EStDV, ist daher 
der noch nicht berücksichtigte Teil der Erhaltungsaufwendungen im 
Veranlagungszeitraum seines Versterbens als Werbungskosten abzusetzen. 

Die steuerliche Situation ist im Todesfall vergleichbar mit den übrigen 
ausdrücklich in § 82b Abs. 2 EStDV genannten Fällen. Nach § 82b Abs. 2 Satz 1 
EStDV ist der noch nicht berücksichtigte Teil des Erhaltungsaufwands im Jahr der 
Veräußerung des Gebäudes als Werbungskosten abzusetzen. Gleiches gilt, wenn 
ein Gebäude in ein Betriebsvermögen eingebracht oder nicht mehr zur 
Einkunftserzielung genutzt wird (§ 82 Abs. 2 Satz 2 EStDV). 

Ausgehend von diesen Rechtsgrundsätzen hat das Finanzgericht im Streitfall zu 
Recht erkannt, dass der noch nicht berücksichtigte Teil der 
Erhaltungsaufwendungen vom verstorbenen Ehemann der Klägerin im 
Veranlagungsjahr 2016 als Werbungskosten abzusetzen ist. 

Für den vom Finanzamt geltend gemachten Übergang des nicht berücksichtigten 
Teils der vom verstorbenen Ehemann getragenen Erhaltungsaufwendungen auf 
die Erbengemeinschaft besteht keine gesetzliche Grundlage. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 10. November 2020 (IX R 31/19), veröffentlicht am 22. April 
2021. 

 

Keine steuerliche Freistellung von Sanierungsgewinnen im Wege des 
Erlasses 

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat in einem aktuellen Urteil entschieden, 
dass es die gesetzliche Neuregelung zur Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 
nicht rechtfertigt, in Altfällen Sanierungsgewinne im Wege des Erlasses steuerfrei 
zu stellen. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110061/
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Sachverhalt 

Die Kläger sind Eheleute und waren im Streitjahr 2011 zu jeweils 50 % an einer 
KG beteiligt. Durch den Forderungsverzicht einer Gläubigerbank der KG in Höhe 
von 500.000 € entstand ein Gewinn, den das beklagte Finanzamt in dem 
Einkommensteuerbescheid der Kläger für 2011 steuererhöhend berücksichtigte, 
was der damaligen Rechtslage entsprach und von den Klägern daher nicht 
angegriffen wurde. 

Da sie allerdings der Auffassung waren, dass die auf den Forderungsverzicht 
entfallende Einkommensteuer nach dem sog. Sanierungserlass des 
Bundesministeriums der Finanzen (BMF) vom 27. März 2003 (BStBl I 2003, 240) 
zu erlassen sei, stellten sie einen entsprechenden Antrag nach § 227 
Abgabenordnung (AO). 

Das beklagte Finanzamt lehnte den Erlassantrag ab, weil die besonderen 
Voraussetzungen des Sanierungserlasses nicht vorlägen. 

Richterliche Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz blieb ohne Erfolg. 

Es könne – so das Finanzgericht – offenbleiben, ob die Voraussetzungen des 
Sanierungserlasses vorlägen oder nicht. Der Große Senat des 
Bundesfinanzhofes (BFH) habe nämlich bereits mit Beschluss vom 28. November 
2016 (GrS 1/15, BFHE 255, 482, BStBl II 2017, 393) entschieden, dass eine 
entsprechende Steuerfreiheit gesetzlich hätte geregelt werden müssen und dass 
deshalb der Sanierungserlass gegen den verfassungsrechtlichen Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung verstoße. 

Am 27. April 2017 habe das BMF „aus Gründen des Vertrauensschutzes“ zwar 
eine Altfallregelung getroffen (Schuldenerlass bis 8. Februar 2017). Diese 
Altfallregelung verstoße nach Auffassung des BFH (Urteil vom 23. August 2017 I 
R 52/14, BFHE 259, 20, BStBl II 2018, 232) hingegen ebenfalls gegen den 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, weil auch eine solche 
Maßnahme dem Gesetzgeber vorbehalten sei. 

Zu dem vorgenannten Urteil sei zwar ein sog. Nichtanwendungserlass des BMF 
ergangen (BStBl I 2018, 588). Daran sei das Finanzgericht jedoch nicht 
gebunden, da auch dieser Erlass gegen Gesetz und Recht verstoße. Es stehe der 
Finanzverwaltung nicht zu, die bisherige Verwaltungspraxis unter Berufung auf 
Vertrauensschutzgesichtspunkte im Billigkeitsweg fortzusetzen. 
Verwaltungsanweisungen, mit denen zur Vermeidung unbilliger Ergebnisse 
generelle Unzulänglichkeiten des Gesetzes – hier: das Fehlen einer 
Übergangsregelung für Altfälle – korrigiert werden sollten, seien unzulässig. 

Inzwischen habe der Gesetzgeber die Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 
gesetzlich geregelt (§ 3a Einkommensteuergesetz (EStG)) und dazu eine 
Übergangsregelung geschaffen (Gesetz vom 11. Dezember 2018, BGBl I 2018, 
2338). Über die Anwendung des § 3a EStG sei allerdings bereits im 
Veranlagungsverfahren (= Steuerfestsetzungsverfahren) zu entscheiden. Soweit 
sie greife, entstehe die Einkommensteuer erst gar nicht. Demgegenüber werde 
über die im sog. Sanierungserlass vorgesehenen Maßnahmen in einem 
eigenständigen Billigkeitsverfahren entschieden, das – wenn alle 
Voraussetzungen erfüllt seien – mit einem Erlass der Steuer nach § 227 
Abgabenordnung (AO) seinen Abschluss finde. Daher könne in dem beim 
Finanzgericht streitigen Billigkeitsverfahren nach § 227 AO kein Antrag auf 
Anwendung des § 3a EStG gestellt werden. 
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Das Urteil ist laut dem Finanzgericht noch nicht rechtskräftig. 

Fundstelle 

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 30. März 2021 (5 K 1689/20); siehe 
die Pressemitteilung des Finanzgerichts vom 28. April 2021. 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

Terminplaner 
  

Global Indirect Tax Health Industry 

Convention 

06.05, Webinar 

 

 

  

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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https://fgnw.justiz.rlp.de/de/startseite/detail/news/News/detail/keine-steuerliche-freistellung-von-sanierungsgewinnen-im-wege-des-erlasses/
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2021 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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